Sondersatzung
uiber die Erhebung von Beitrigen
zur Deckung des Aufwands fur die
Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder Erneuerung
von Strallen, Wegen, Plitzen, Parkplatzen und

Grinanlagen
im Sanierungsgebiet 02 Neu-Worth
der Stadt Worth a. Main

(Sonderausbaubeitragssatzung — SOABS —)
vom 17.12.2009

Aufgrund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erldsst die Stadt Worth a. Main folgende Sat-
zung:

§1
Beitragserhebung

(1) Die Stadt Worth a. Main erhebt zur Deckung ihres Aufwands fiir die Herstellung, Anschaffung,
Verbesserung oder Erneuerung der in § 5 Abs. 1 genannten, in ihrer Baulast stehenden 6ffentlichen
Einrichtungen Beitrage nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes (KAG) und dieser
Satzung, soweit nicht aufgrund des Baugesetzbuchs (BauGB) Erschlieungsbeitrdge zu erheben sind.

(2) Der Geltungsbereich dieser Satzung beschrankt sich rdumlich auf das per Satzung festgesetzte
Sanierungsgebiet 02 Neu-Worth. Er beschréinkt sich sachlich auf die beitragspflichtigen MaBinahmen
1.S.v. Abs. 1, fiir die aus denkmalpflegerischen und/oder stidtebaulichen Griinden ein erhdhter Aus-
baustandart erforderlich war.

§2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fiir bebaute, bebaubare, gewerblich genutzte, gewerblich nutzbare oder sonstig nutz-
bare Grundstiicke erhoben, die aus der Mdglichkeit der Inanspruchnahme dieser Einrichtungen einen
besonderen Vorteil ziehen kdnnen (beitragspflichtige Grundstiicke).

§3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit dem Abschluss der Maflnahme (einschlieBlich des notwendigen
Grunderwerbs), in den Féllen der Kostenspaltung (§ 9) mit dem Abschluss der TeilmaBnahme. Eine
MaBnahme oder TeilmaBnahme ist abgeschlossen, wenn sie tatsdchlich und rechtlich beendet und der
Gesamtaufwand feststellbar ist.

(2) Wenn der in Absatz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die
Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.



§4

Beitragsschuldner

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentiimer des Grundstiicks
oder Erbbauberechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentiimer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig.

§5
Art und Umfang des Aufwands

(1) Der Berechnung des Beitrags wird zugrunde gelegt der Aufwand der Herstellung, Anschaffung,
Verbesserung oder Erneuerung fiir

1. Ortsstralen (Art. 46 BayStrWQ) bis zu einer Breite von
mit den Stralenbestandteilen Fahrbahn, Rad- und Gehwege, gemein-
same Geh- und Radwege, Mehrzweckstreifen, ohne unselbstindige
Parkpldtze (Nr. 4.1) und unselbstidndige Griinanlagen (Nr. 6.1)

1.1  in Wochenendhausgebieten mit einer Geschossflichenzahl 7,0 m
bis 0,2

1.2 in Kleinsiedlungsgebieten mit einer Geschossflachenzahl 10,0 m
bis 0,3

1.3  in Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie nicht unter 1.2 fallen, Dorfge-
bieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten, besonde-
ren Wohngebieten, Mischgebieten

a) mit einer Geschossflachenzahl bis 0,7 14,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m
b) mit einer Geschossflachenzahl iiber 0,7 - 1,0 18,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5m
c) mit einer Geschossfldchenzahl iiber 1,0 -1,6 20,0 m
d) mit einer Geschossflachenzahl iiber 1,6 23,0 m

Einseitige Bebaubarkeit im Sinn des Satzes 1 ist gegeben, wenn
auf einer Straflenseite die Grundstiicke baulich oder gewerblich oder in
sonstiger vergleichbarer Weise nicht genutzt werden diirfen.

1.4  in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten

a) mit einer Geschossflachenzahl bis 1,0 20,0 m
b) mit einer Geschossflachenzahl iiber 1,0 - 1,6 23,0 m
c) mit einer Geschossflachenzahl iiber 1,6 - 2,0 250m
d) mit einer Geschossflachenzahl tiber 2,0 27,0 m

1.5 in Industriegebieten



b)

©)
1.6

1.7

1.8

1.9

2.1
2.2
23

2.4

3.1
3.2

33

34.

3.5

4.1

mit einer Baumassenzahl bis 3,0
mit einer Baumassenzahl tiber 3,0 - 6,0

mit einer Baumassenzahl iiber 6,0
als nicht zum Anbau bestimmte Sammelstraflen

als verkehrsberuhigte Bereiche bis zu den in Nr. 1.2 mit 1.4 festgeleg-
ten StraBBenbreiten; werden diese iiberschritten, ist beitragsféhig der
Aufwand fiir eine Fliche, die sich aus der Multiplikation der Lange
der verkehrsberuhigten Strafle mit

den fiir das jeweilige Gebiet in Nr. 1.2 mit 1.4 festgelegten Breiten
ergibt

in sonstigen Gebieten im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 4 BauGB

in allen anderen Féllen, soweit sie der ErschlieBung von

baulich oder gewerblich genutzten Grundstiicken dienen

die folgenden Bestandteile der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats-
und Kreisstrallen:

Uberbreiten der Fahrbahn

Gehwege

Radwege

gemeinsame Geh- und Radwege

beschréinkt-offentliche Wege (Art. 53 Nr. 2 BayStrWG)

Gehwege

Radwege

gemeinsame Geh- und Radwege

unbefahrbare Wohnwege

FuBgéngerbereiche bis zu den in Nr. 1.2 mit 1.4 festgelegten StraBen-
breiten; werden diese iiberschritten, ist beitragsfahig der Aufwand fiir
eine Flache, die sich aus der Multiplikation

der Lange des Fullgdngerbereiches mit den fiir das jeweilige Gebiet in
Nr. 1.2 mit 1.4 festgelegten Breiten ergibt.

Parkplétze

die Bestandteil der in Nr. 1 mit Nr. 2 genannten Stralen sind (unselb-
standige Parkplitze)

a) soweit Parkstreifen vorgesehen sind
— bei Léngsaufstellung

— bei Schrig- und Senkrechtaufstellung

23,0 m
250m

27,0 m
270m

14,0 m

14,0 m

bis zu einer Breite von
6,0 m
11,0 m
5,0m

14,0 m

bis zu einer Breite von
5,0m
3,5m
8,0 m

5,0m

bis zu einer Breite von

je2,5m

5,0 m



b) soweit keine Parkstreifen vorgesehen sind 5,0 m
4.2 die kein Bestandteil der in Nr. 1 mit Nr. 2 genannten Straen sind

(selbstindige Parkplétze) bis zu einer Fliache von 15 v. H. der durch
sie erschlossenen Grundstiicksflachen (§ 8)

5. die Wendeplitze an Ortsstra3en nach Nr. 1 und an
beschrinkt-offentlichen Wegen nach Nr. 3 jeweils bis
zur vierfachen Straflenbreite
6. Griinanlagen
6.1 die Bestandteil der in Nr. 1 mit Nr. 5 genannten Verkehrsfldchen sind
(unselbstindige Griinanlagen) bis zu einer
Breite von 8,0 m
6.2  die kein Bestandteil der in Nr. 1 bis Nr. 5 genannten Verkehrsflichen
sind (selbstdndige Griinanlagen) bis zu einer Fliche von 15 v. H. der
durch sie erschlossenen Grundstiicksflachen (§ 8)
(2) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Hochstbreiten, so gilt insgesamt die groB3te Breite.
(3) Beitragsfahig nach Absatz 1 ist der Aufwand fiir
1. den Grunderwerb oder die Erlangung einer Dienstbarkeit einschlieflich der Nebenkosten
und der Kosten aller Mafinahmen, die durchgefiihrt werden miissen, damit die Stadt Worth
a. Main das Eigentum oder die Dienstbarkeit an den fiir die Einrichtung erforderlichen
Grundstiicken erlangt,

2. die Freilegung der Grundflachen,

3. die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder Erneuerung der Einrichtung oder Teilein-
richtung mit ihren Bestandteilen und notwendigen Anpassungsmaf3inahmen:

3.1 Fahrbahnen

3.2 Radwege

33 Gehwege

34 gemeinsame Geh- und Radwege

35 Mischflachen

3.6 Mehrzweckstreifen
3.7 technisch notwendiger Unterbau und Tragschichten
3.8 Deckschicht mit Befestigung der Oberflidche durch eine Pflasterung, Asphalt-, Beton- oder

dhnliche Decke neuzeitlicher Bauweise,
3.9 notwendige Erhohungen oder Vertiefungen des Niveaus,

3.10 Rinnen und Randsteine,



3.11 Entwisserungsanlagen, Griben, Durchlidsse und Verrohrungen,
3.12 Boschungen, Schutz- und Stiitzmauern,
3.13 Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,

3.14 Wendeplitze,
3.15 Parkplatze,

3.16 Beleuchtung,

3.17 Griinanlagen mit girtnerisch gestalteten Flachen und der erforderlichen Bepflanzung,
3.18 Baumgraben und Baumscheiben einschlieSlich Bepflanzung
3.19 Ausriistung (insbesondere der verkehrsberuhigten Stralen und FuBBgéngerbereiche) mit orts-

festen Einrichtungsgegenstinden,
3.20 Omnibus-Haltebuchten und -Wendeplitze,
321 Anbindung an andere bereits vorhandene StraB3en, Wege und Plitze,
3.22 Anpassung von Ver- oder Entsorgungsanlagen.

(4) Der Aufwand umfasst auch den Wert der von der Stadt Worth a. Main aus ihrem Vermdgen be-
reitgestellten Sachen und Rechte im Zeitpunkt der Bereitstellung.

(5) Der beitragsfahige Aufwand umfasst nicht die Kosten fiir Briicken, Tunnels und Unterfiihrungen
mit den dazugehorigen Rampen.

§6
Ermittlung des Aufwands und Abrechnungsgebiet

(1) Der beitragsfahige Aufwand (§ 5) wird nach den tatsdchlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfahige Aufwand wird fiir die einzelne Einrichtung ermittelt. Die Stadt Worth a. Main
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfdhigen Aufwand entweder fiir bestimmte Abschnitte einer
Einrichtung oder fiir mehrere Einrichtungen, die fiir die ErschlieBung der Grundstiicke eine Einheit
bilden, ermitteln.

(3) Die von einer Einrichtung erschlossenen Grundstiicke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein
Abschnitt einer Einrichtung gebildet oder werden mehrere Einrichtungen (derselben Stralenkategorie
nach § 7 Abs. 2) zu einer Einheit zusammengefasst, bilden die von dem Abschnitt bzw. der Einheit
erschlossenen Grundstiicke das Abrechnungsgebiet.

§7
Gemeindeanteil
(1) Die Stadt Worth a. Main beteiligt sich an dem Aufwand nach Mal3gabe des Absatz 2 mit einem
Anteil, der die nicht nur unbedeutenden Vorteile der Allgemeinheit fiir die Inanspruchnahme der Ein-
richtung angemessen beriicksichtigt (Eigenbeteiligung).

(2) Die Eigenbeteiligung der Stadt Worth a. Main betrigt bei

1. Maflnahmen an Ortsstraflen
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4.1, Nr. 5 und Nr. 6.1)



1.1

1.2

1.3

2.1

2.2.

2.3.

24

2.5

2.6

2.7

Anliegerstrafien

a) Fahrbahn

b) Radwege

c) Gehwege

d) gemeinsame Geh- und Radwege
e) unselbstindige Parkplitze

f) Mehrzweckstreifen

g) Beleuchtung und Entwésserung
h) unselbstidndige Griinanlagen

HaupterschlieBungsstra3en

a) Fahrbahn

b) Radwege

¢) Gehwege

d) gemeinsame Geh- und Radwege
e) unselbstindige Parkplitze

f) Mehrzweckstreifen

g) Beleuchtung und Entwiésserung
h) unselbstéindige Griinanlagen

Hauptverkehrsstra3en

a) Fahrbahn

b) Radwege

c) Gehwege

d) gemeinsame Geh- und Radwege
e) unselbstindige Parkplitze

f) Mehrzweckstreifen

g) Beleuchtung und Entwisserung
h) unselbstidndige Griinanlagen

Mafnahmen an Ortsdurchfahrten
Uberbreiten der Fahrbahn

(§ 5 Abs. 1 Nr. 2.1)

Gehwege der Ortsdurchfahrt

(§ 5 Abs. 1 Nr. 2.2)

Radwege der Ortsdurchfahrt
(§ 5 Abs. 1 Nr. 2.3)

gemeinsame Geh- und Radwege der Ortsdurchfahrt
(§ 5 Abs. 1 Nr. 2.4)

unselbsténdige Parkplétze
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4.1)

unselbstindige Griinanlagen
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6.1)

Beleuchtung und Entwésserung

50 v.
50 v.
50 v.
50 v.
50 v.
50 v.
50 v.
50 v.

LTI E T

70 v.
55 v.
55 v.
55v.
55v.
55v.
55 v.
55v.

TEEEEEEE

80 v.
60 v.
60 v.
60 v.
60 v.
60 v.
60 v.
60 v.

I T E I LI T T

80 v. H.

65 v. H.

65 v. H.

65 v. H.

65 v. H.

65 v. H.

65.v. H.



3. Mafnahmen an beschrankt-6ffentlichen Wegen

3.1 selbstindige Gehwege 50 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3.1)

3.2. selbstindige Radwege 60 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3.2)

3.3. selbstindige gemeinsame Geh- und Radwege 55v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3.3)

3.4 unselbstindige Griinanlagen 55v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6.1)

3.5 Beleuchtung und Entwésserung 55v. H.

4, verkehrsberuhigte Bereiche

(§ 5 Abs. 1 Nr. 1.7)

4.1 als Anliegerstral3e
(§ 7 Abs. 4 Nr. 1)

a) Mischfldchen 50 v. H.
b) fiir die iibrigen Teileinrichtungen gelten die

Regelungen in Nr. 1.1 entsprechend

4.2 als HaupterschlieBungsstral3e
(§ 7 Abs. 4 Nr. 2)

a) Mischflachen 65 v. H.

b) fiir die iibrigen Teileinrichtungen gelten die
Regelungen in Nr. 1.2 entsprechend

5. FuBigingerbereiche 60 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3.5)

6. unbefahrbare Wohnwege 50 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3.4)

7. selbstidndige Parkplétze 70 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4.2)

8. selbstindige Griinanlagen 70 v. H.
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6.2)
(3) Im Sinne des Absatzes 2 gelten als
1. Anliegerstralen: Stralen, die ganz iiberwiegend der ErschlieBung der Grundstiicke dienen.

2. HaupterschlieBungsstralen: StraBen, die der ErschlieBung von Grundstiicken und gleichzeitig
dem durchgehenden innerdrtlichen Verkehr dienen und nicht HauptverkehrsstraBen sind.
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3. Hauptverkehrsstralen: Stralen, die ganz iiberwiegend dem durchgehenden innerdrtlichen
und/oder iiberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen.

4. Verkehrsberuhigte Bereiche: als Mischfliche gestaltete Straen, die in ihrer ganzen Breite von
FuBgingern benutzt werden diirfen und gleichzeitig dem Fahrzeugverkehr dienen.

5. FuBgingerbereiche: Stralen, die in ihrer ganzen Breite dem FuBgingerverkehr dienen, auch
wenn eine (zeitweise) Nutzung mit Kraftfahrzeugen zugelassen ist.

§8

Verteilung des Aufwands

(1) Bei zuldssiger gleicher Nutzung der Grundstiicke wird der nach § 6 ermittelte Aufwand nach Ab-
zug des Anteils der Stadt Worth a. Main (§ 7 Abs. 2) auf die Grundstiicke des Abrechnungsgebiets (§
6 Abs. 3) nach den Grundstiicksflachen verteilt.

(2) Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 6 Abs. 3) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung
zulassig, wird der nach § 6 ermittelte Aufwand nach Abzug des Anteils der Stadt Worth a. Main (§ 7
Abs. 2) auf die Grundstiicke des Abrechnungsgebiets (§ 6 Abs. 3) nach den Grundstiicksflichen, ver-
vielfacht mit einem Nutzungsfaktor, verteilt, der im einzelnen betrégt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren 1,0
Grundstiicken, auf denen keine oder nur eine untergeordnete Be-
bauung zuldssig ist (z. B. Lagerpldtze mit Sanitdrrdumen, Wasch-
straf3en etc.)

2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuziiglich je weiteres Vollge- 0,3
schoss

(3) Als Grundstiicksflache gilt

1. soweit ein Bebauungsplan im Sinn von § 30 Abs. 1 und 2 BauGB besteht, der Fldcheninhalt des
Buchgrundstiicks, wie er sich aus der Eintragung im Grundbuch ergibt. Reicht die Fliche des
Buchgrundstiicks iiber den Geltungsbereich des Bebauungsplans hinaus, ist die im Geltungsbe-
reich gelegene Fliache zugrunde zu legen.

2. soweit ein Bebauungsplan im Sinn von § 30 Abs. 1 und 2 BauGB nicht besteht, die tatsdchliche
Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von 50 m, gemessen von der gemeinsamen Grenze des
Grundstiicks mit der das Grundstiick erschlieBenden Verkehrsflache. Reicht die bauliche oder ge-
werbliche oder sonstige vergleichbare Nutzung iiber diese Begrenzung hinaus, so ist die Tiefe
malgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstiicksteile, die nur die
wegemifige Verbindung zur StraB3e herstellen, bleiben unberiicksichtigt.

3. soweit aneinandergrenzende (selbstdndig nicht bebaubare oder nutzbare) Buchgrundstiicke dessel-
ben Eigentiimers einheitlich wirtschaftlich genutzt werden oder genutzt werden diirfen, der FI&-
cheninhalt dieser Grundstiicke; Nr. 1 oder Nr. 2 sind entsprechend anzuwenden.

(4) Grundstiicke, die ohne bauliche Nutzungsmoglichkeit, mit einer untergeordneten baulichen Nut-
zungsmoglichkeit oder in sonstiger Weise vergleichbar genutzt werden oder genutzt werden diirfen, z.
B. Friedhofe, Sportanlagen, Freibdder, Campingplitze, Dauerkleingérten, werden mit 50 v. H. der
Grundstiicksflache in die Verteilung einbezogen; Grundstiicke, auf denen private Griinflichen festge-
setzt sind, werden mit 25 v. H. der Grundstiicksfldche in die Verteilung einbezogen.

(5) Grundstiicke im AuB3enbereich, die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur géirtnerisch, land-
oder forstwirtschaftlich genutzt werden diirfen, werden mit 5 v. H. der Grundstiicksflache in die Ver-
teilung einbezogen. Fiir Grundstiicke im AuBenbereich, die bebaut sind oder gewerblich genutzt wer-
den, gilt Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 2 entsprechend.
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(6) Als zuldssige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte hochstzuldssige Zahl der
Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt als Zahl der Vollge-
schosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-
det.

(7) Ist im Einzelfall eine hohere Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, so ist diese
zugrunde zu legen.

(8) Grundstiicke, auf denen nur Garagen oder Stellplitze zuldssig sind, gelten als eingeschossig be-
baubare Grundstiicke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich der Nutzungsfaktor nach der
Zahl ihrer Geschosse.

(9) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, fiir die ein Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl festsetzt, ist

1. bei bebauten Grundstiicken die Hochstzahl der tatsdchlich vorhandenen Vollgeschosse,

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstiicken der néhe-
ren Umgebung iiberwiegend vorhandenen Vollgeschosse

malgebend.

(10) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden
je angefangene 3,5 m Hohe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet.

(11) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 6 Abs. 3) auch Grundstiicke erschlossen, die zu mehr als
einem Drittel gewerblich genutzt werden oder genutzt werden diirfen, so sind fiir diese Grundstiicke
die nach Absatz 2 zu ermittelnden Nutzungsfaktoren um je 50 v. H. zu erhoéhen. Dies gilt nicht, bei
Abrechnung von selbststindigen Griinanlagen oder Kinderspielpldtzen, wenn von diesen Grundstiicke
im Sinn von Satz 1 erschlossen werden.

(12) Als gewerblich genutzt oder nutzbar im Sinne des Absatzes 11 gilt auch ein Grundstiick, wenn es
zu mehr als einem Drittel Geschéfts-, Biiro-, Verwaltungs-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs-
oder dhnlich genutzte Rdume beherbergt.

(13) Fiir Grundstiicke, die von mehr als einer Einrichtung nach § 5 erschlossen werden, ist die Grund-
stiicksflache bei Abrechnung jeder Einrichtung nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht fiir
Grundstiicke, die zu mehr als einem Drittel gewerblich genutzt werden, sowie fiir Grundstiicke in
Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten.

§9
Kostenspaltung

Der Beitrag kann fiir

den Grunderwerb,

die Freilegung,

die Fahrbahn,

die Radwege,

die Gehwege,

die gemeinsamen Geh- und Radwege,
die unselbstiandigen Parkplatze,

die unselbstindigen Griinanlagen,

NN R WD =

9. die Mehrzweckstreifen,
10.  die Mischflachen,
11. die Beleuchtungsanlagen,
12.  die Entwisserungsanlagen
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gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die BaumalB3nahme, deren
Aufwand durch Teilbetrdge gedeckt werden soll, abgeschlossen ist.

§10
Filligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids, die Vorauszahlung einen
Monat nach Bekanntgabe des Vorauszahlungsbescheids fallig.
§11
Ablosung des Ausbaubeitrags
Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht (§ 3) abgelost werden (Art. 5 Abs. 9

KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablosung besteht nicht. Der Ablosungsbetrag bemisst sich nach der
voraussichtlichen Hohe des nach Mallgabe dieser Satzung zu ermittelnden Ausbaubeitrags.

§12
Auskunftspflicht

Der Beitragsschuldner ist verpflichtet, der Stadt Worth a. Main alle zur Ermittlung der Beitragsgrund-
lage erforderlichen Angaben zu machen und auf Verlangen geeignete Unterlagen vorzulegen.

§13
Inkrafttreten

Die Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kratft.

Worth a. Main, den 17.12.2009

Erwin Dotzel
Erster Biirgermeister
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Vermerk

uber
das ordnungsgemafRe Zustandekommen von Satzungen
der
Stadt Worth a. Main

l. Beschlussfassung

Die vorstehende Sonderausbaubeitragssatzung der Stadt Woérth a. Main

- SoABS 2009 -

wurde in der offentlichen Sitzung des Stadtrates der Stadt Wérth a. Main vom 16.12.2009
beschlossen.

Il. Genehmigung/Wiirdigung der Rechtsaufsichtsbehérde

Die vorstehende Satzung ist gemal Art. 22 ff GO bzw. Art. 2 KAG weder genehmigungs-
noch vorlagepflichtig. Sie wurde dem Landratsamt Miltenberg gleichwohl mit Schreiben vom
17.12.2009 zur Kenntnisnahme vorgelegt.

lll. Ausfertigung

Die vorstehende Satzung wurde am 17.12.2009 durch den 1. Blirgermeister ausgefertigt.

IV. Bekanntmachung
Die vorstehende Satzung wurde gemaR §§ 33 der Geschaftsordnung fiir den Stadtrat i.V.m.

Art. 26 Abs. 2 GO im Amtsblatt der Stadt Woérth a. Main vom 18.12.2009 Nr. 1003 amitlich
bekannt gemacht. Sie wird im Rathaus zur Einsicht bereitgehalten (§ 4 BekV).

63939 Worth a. Main, den 18.12.2009

(Sachbearbeiter) (1. Biirgermeister)




	Gemeindeanteil
	Kostenspaltung
	Fälligkeit
	Auskunftspflicht

	I. Beschlussfassung
	II. Genehmigung/Würdigung der Rechtsaufsichtsbeh�
	III. Ausfertigung
	IV. Bekanntmachung
	Sondersatzung�über die Erhebung von Beiträgen z�



